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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung von einzelnen" Vorschriften der Reichsabgabenordnung und des 

Steueranpassungsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel I 

Änderung der Reichsabgabenordnung 

Die Reichsabgabenordnung vom 22. Mai 
1931 (Reichsgesetzbl. I S. 161) in der zur Zeit 
geltenden Fassung wird wie folgt geändert: 

1. § 3 erhält folgende Fassung: 

4 3 

(1) Die Reichsabgabenordnung gilt 

für alle öffentlich-rechtlichen Ab- 
gaben, die nach Artikel 106 Absätze 1 
bis 3 des Grundgesetzes dem Bund, 
den Ländern oder den Gemeinden 
(Gemeindeverbänden) zufließen und 
durch Bundesfinanzbehörden oder 

durch Landesfinanzbehörden ver- 

waltet werden. 

(2) Wird eine öffentlich-rechtliche 

Abgabe der im Absatz 1 bezeichneten 
Art nur teilweise durch Bundesfinanz- 
behörden oder durch Landesfinanzbe- 
hörden verwaltet, so gilt die Reichsab- 
gabenordnung insoweit, als die Abgabe 
durch Bundesfinanzbehörden oder 

durch Landesfinanzbehörden verwaltet 
wird. 

(3) Für die Realsteuern gelten, so- 

weit nicht die Absätze 1 und 2 An- 
wendung finden, sinngemäß die fol- 
genden Vorschriften der Reichsab- 

gabenordnung: 

1. die Vorschriften über die Haftung 

und die Verjährung, 


2. die Vorschriften über Erlaß, Erstat- 
tung und Anrechnung von Steuern 
(§ 131), 

3. die Vorschriften des § 202 über Er- 
zwingungsmaßnahmen, 

4. die Vorschriften über die Abhängig- 

keit des Realsteuerbescheids vom 
Steuermeßbescheid (§ 212 b Ab- 

sätze 2 und 3 und § 232), 

5. die Vorschriften über Rechtsnach- 
folger und Haftende (§§ 210 a und 
240), 

6. die Vorschriften über das Steuer- 
strafrecht. “ 

2. §§ 4, 6, 7, 12, 13, 15, 16 Ziff. 1 b werden 
aufgehoben. 

3 . § 14 erhält folgende Fassung: 

4 14 

Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung, soweit 
nach Artikel 80 Abs. 2 oder 105 Abs. 3 
des Grundgesetzes erforderlich, mit Zu- 
stimmung des Bundesrates, bestimmen, 
daß 

1. Steuern und andere steuerrecht- 
liche Geldleistungen nicht festgesetzt, 
erstattet oder vergütet werden, 
wenn der Betrag, der festzusetzen, 
zu erstatten oder zu vergüten ist, 
einen durch diese Rechtsverordnung 
zu bestimmenden Betrag voraussicht- 
lich nicht übersteigt; der zu bestim- 
mende Betrag darf zwanzig DM 
nicht überschreiten; 
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2. Steuern und andere steuerrechtliche 
Geldleistungen abgerundet werden, 
soweit das zur Vereinfachung der 
Verwaltung erforderlich ist; der Ab- 
rundungsbetrag darf fünf DM nicht 
überschreiten." 

4. Im § 123 Abs. 2 Satz 2 lautet der 

Klammerinhalt : „ (einschließlich Erzwin- 

gungsgelder)". 

5. § 131 erhält folgende Fassung: 

4 131 

(1) Für einzelne Fälle oder für be- 
stimmte Gruppen von gl eich gelagerten 
Fällen können Steuern ganz oder zum 
Teil erlassen, erstattet oder angerechnet 
werden, wenn ihre Einziehung nach 
Lage dieser Fälle unbillig wäre. Die 
Befugnis zum Erlaß der Steuer umfaßt 
bei Besitz- und Verkehrsteuern auch 
das Recht, zuzulassen, daß die Steuer 
niedriger festgesetzt wird, oder daß 
einzelne Besteuerungsgrundlagen, die 
die Steuer erhöhen, bei der Festsetzung 
der Steuer nicht berücksichtigt werden. 
Mit Zustimmung des Steuerpflichtigen 
kann bei Steuern vom Einkommen zu- 
gelassen werden, daß einzelne Be- 
steuerungsgrundlagen, soweit sie die 
Steuer erhöhen, bei der Steuerfestset- 
zung erst zu einer späteren Zeit, und 
daß sie, soweit sie die Steuern mindern, 
schon zu einer früheren Zeit berück- 
sichtigt werden. 

(2) Die Befugnisse nach Absatz 1 
stehen der obersten Finanzbehörde der 
Körperschaft, der die Steuer zufließt, 
oder der von ihr bestimmten Stelle zu. 
§ 1 des Zweiten Gesetzes über die Fi- 
nanzverwaltung vom 15. Mai 1952 — 
Bundesgesetzbl. I S. 293 — bleibt un- 
berührt. Für die Biersteuer gilt die 
gleiche Regelung wie für die dem 
Bunde zufließenden Verbrauch- 
steuern. 

(3) Eine Maßnahme nach Absatz 1 
Satz 3 wirkt, soweit sie die gewerb- 
lichen Einkünfte als Grundlage für 
die Festsetzung der Steuer vom Ein- 
kommen beeinflußt, auch für den Ge- 
werbeertrag • als Grundlage für die 
Festsetzung des Gewerbesteuermeß- 
betrages." 


6. Die Absätze 1 und 2 des § 202 erhalten 
folgende Fassung: 

„(1) Die Finanzämter können die 
Befolgung von Anordnungen, die sie 
im Besteuerungsverfahren (einschließ- 
lich der Vorbereitung, Sicherung und 
Nachprüfung der Besteuerung) inner- 
halb ihrer gesetzlichen Befugnisse 
treffen, durch Auferlegung eines Er- 
zwingungsgeldes, durch Ausführung 
auf Kosten des Pflichtigen und un- 
mittelbar erzwingen. 

(2) Das einzelne Erzwingungsgeld 
darf fünftausend DM nicht über- 
steigen. Wird das Erzwingungsgeld 
gegen natürliche Personen festgesetzt, 
so ist es im Fall der Uneinbringlich- 
keit auf Antrag des Finanzamts durch 
Beschluß des Amtsgerichts, in dessen 
Bezirk der Pflichtige seinen Wohnsitz 
oder seinen dauernden Aufenthalt hat, 
in eine Erzwingungshaft umzuwan- 
deln, Die rechtskräftige Festsetzung 
des Erzwingungsgeldes ist für das 
Amtsgericht bindend. Die Erzwin- 
gungshaft ist durch das Amtsgericht 
zu vollstrecken; sie darf vier Wochen 
nicht übersteigen. Innerhalb dieses 
Rahmens ist ihre Dauer nach freiem 
Ermessen zu bestimmen. Ist Erzwin- 
gungshaft mehrfach zu vollstrecken, 
so hat das Amtsgericht, das die höchste 
Erzwingungshaft ausgesprochen hat, 
eine einheitliche Haft festzusetzen; 
diese besteht in einer Erhöhung der 
verwirkten höchsten Haft und darf 
drei Monate nicht übersteigen. Die 
Vollstreckung der Erzwingungshaft ist 
nicht fortzusetzen, wenn der Schuldner 
die Anordnung nunmehr befolgt. Kann 
das Erzwingungsgeld ohne Verschul- 
den des Schuldners nicht eingebracht 
werden, so kann angeordnet werden, 
daß die Vollstreckung der Erzwin- 
gungshaft unterbleibt. Wenn der An- 
spruch auf das Erzwingungsgeld ver- 
jährt ist, darf die Haft nicht mehr 
vollstreckt werden." 


Artikel II 

Änderung des Steueranpassungsgesetzes vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I S. 925) 

(1) § 16 Abs. 2 Ziff. 3 erhält folgende 
Fassung: 
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„3. Bauausführungen, deren Dauer für 
die einzelne Bauausführung oder 
für mehrere ganz oder teilweise 
aufeinanderfolgende Bauausfüh- 
rungen zwölf Monate überstiegen 
hat oder voraussichtlich übersteigen 
wird." 


(2) Hinter § 19 wird folgender § 19 a ein- 
gefügt: 


»S 19 a 

Die Bundesregierung wird ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrates die Begriffe 
„gemeinnützige, mildtätige und kirch- 
liche Zwecke" im Sinne der §§ 17 bis 
19 näher zu bestimmen.“ 


Artikel III 


Überleitungsbestimmungen 

Soweit in anderen Vorschriften auf Vor- 
schriften verwiesen ist, die durch dieses Ge- 
setz geändert werden, treten an ihre Stelle die 
entsprechenden Vorschriften dieses Gesetzes. 


Artikel IV 

Inkrafttreten des Gesetzes 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


Begründung 


I. 

Allgemeines 

Die Reichsabgabenordnung bedarf in mehr- 
facher Hinsicht einer umfassenden Reform. 
Insbesondere müssen ihre Vorschriften den 
Änderungen der staatsrechtlichen Verhältnisse 
angepaßt werden; in mancher Beziehung müs- 
sen die rechtsstaatlichen Gesichtspunkte stär- 
ker betont werden. An der Änderung der Vor- 
schriften der Reichsabgabenordnung wird seit 
längerer Zeit gearbeitet. In Anbetracht der 
Bedeutung und der Schwierigkeit der zu re- 
gelnden Materie bedarf die Neugestaltung der 
gesamten Reichsabgabenordnung einer sorg- 
fältigen und eingehenden Vorbereitung. Es ist 
möglich und notwendig, einige besonders 
dringende und bedeutsame Änderungen vor- 
weg zu regeln. Diese Regelung will der vor- 
liegende Entwurf treffen. 

II. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

1. Zu Artikel I Ziff. 1: 

Ziffer 1 faßt § 3 der Reichsabgabenordnung 
neu unter Einbeziehung der bisherigen §§ 3, 
4, 6, 7 und in Änderung des § 39 Abs. 1 des 
Gesetzes über die Finanz Verwaltung vom 


6. September 1950 (BGBl. S. 448). Wird eine 
Abgabe der im § 3 Abs. 1 bezeichneten Art 
nur teilweise durch Bundesfinanzbehörden 
oder durch Landesfinanzbehörden verwaltet, 
sind diesen Behörden z. B. nur die Erhebung 
und die Beitreibung der Abgabe übertragen, 
so gilt nach § 3 Abs. 2 nF der Reichsabgaben- 
ordnung diese insoweit, als die Abgabe durch 
Bundesfinanzbehörden oder Landesfinanzbe- 
hörden verwaltet (d. h. erhoben und beige- 
trieben) wird. 

§ 3 Abs. 3 nF übernimmt im wesentlichen die 
Vorschriften des bisherigen § 4 Abs. 2 und 
paßt sie der Regelung im § 3 Abs. 1 und 2 nF 
an. Neu ist die auf Wunsch der Städte und 
Gemeinden in § 3 Abs. 3 Ziff. 3 für die Real- 
steuern aufgenommene Bestimmung über die 
sinngemäße Anwendung des § 202 über Er- 
zwingungsmaßnahmen. 

2. Zu Artikel I Ziff. 2 : 

Infolge der Neufassung des § 3 durch Ar- 
tikel I Ziff. 1 des Entwurfes sind die §§ 4 
und 6 sowie § 7 zu streichen. 

Die Streichung der §§ 12, 13, 15, 16 Ziff. 1 b 
trägt den veränderten staatsrechtlichen Ver- 
hältnissen Rechnung. 

3. Zu Artikel I Ziff. 3: 

Die Bestimmungen des § 14 müssen der jet- 
zigen staatsrechtlichen Rechtslage, vor allem 



dem Grundgesetz, angepaßt werden. Die ent- 
sprechende Neufassung schlägt Artikel I 
Ziff. 3 des Entwurfes vor. 

4. Zu Artikel I Ziff. 5: 

Die vorgeschlagene Vorschrift trägt dem Um- 
stand Rechnung, daß es im Steuerstrafrecht 
„Ordnungsstrafen“ nicht mehr gibt, und än- 
dert den nicht zutreffenden Ausdruck „Er- 
zwingungsstrafen“ in den zutreffenden „Er- 
zwingungsgelder“ (vgl. auch Artikel I Ziff. 7 
des Entwurfs). 

5. Zu Artikel I Ziff. 6: 

Die wichtigste Änderung enthält die im Ar- 
tikel I Ziff. 6 vorgeschlagene Neufassung des 
§ 131 über den Steuererlaß. Es hat sich ge- 
zeigt, daß die bisher durch § 131 AO eröffnete 
Möglichkeit, „für einzelne Fälle“, auch für 
eine Mehrheit von „einzelnen Fällen“ Steuern, 
deren Einziehung nach Lage des einzelnen 
Falles unbillig wäre, zu erlassen, nicht aus- 
reicht. Es ist insbesondere erforderlich, daß für 
bestimmte Gruppen von gieichgelagerten 
Fällen Steuern erlassen, erstattet oder an- 
gerechnet werden können, wenn ihre Einzie- 
hung nach Lage dieser Fälle unbillig wäre. 
Zur Klarstellung der Rechtslage ist im Ent- 
wurf ausdrücklich gesagt, daß bei Besitz- und 
Verkehrsteuern die Befugnis zum Steuererlaß 
auch die Befugnis enthält, zuzulassen, daß die 
Steuer niedriger festgesetzt wird. Die Vor- 
schriften des § 131 brauchen sich bei Besitz- 
und Verkehr steuern aber nicht nur auf den 
Steuerbetrag zu beziehen; sie können auch die 
Besteuerungsgrundlagen betreffen, es können 
z. B. höhere Abschreibungen gewährt werden. 
Es muß aus Billigkeitsgründen auch möglich 
sein, bei Steuern vom Einkommen zuzulassen, 
daß einzelne Besteuerungsgrundlagen, soweit 
sie die Steuer erhöhen, bei der Steuerfestset- 
zung erst zu einer späteren Zeit berücksich- 
tigt werden, und daß sie, soweit sie die 
Steuern mindern, schon zu einer früheren Zeit 
berücksichtigt werden (§ 131 Abs. 1 Satz 3 in 
der Fassung des Entwurfs). Diese Maßnahme 
muß sich nach Absatz 3 auch auf die Steuern 
vom Gewerbeertrag erstrecken. Da sich eine 
solche Maßnahme auf spätere Jahre ungünstig 
auswirken kann, darf sie nur mit Zustimmung 
des Steuerpflichtigen getroffen werden (§ 131 
Abs. 1 Satz 3 in der Fassung des Entwurfs). 

Die Befugnisse zum Steuererlaß nach Absatz l 
müssen der obersten Finanzbehörde der- 
jenigen Körperschaft, der die Steuer zufließt, 


zustehen; Delegation kann — wie bisher — 
geschehen. (§ 131 Abs. 2 Satz 1 in der vor- 
geschlagenen Neufassung). § 1 des Zweiten 
Gesetzes über die Finanzverwaltung — über 
die Mitwirkung des Bundes bei der Verwal- 
tung der Einkommensteuer und der Körper- 
schaft — bleibt unberührt; das ist zur Klar- 
stellung im Absatz 2 Satz 2 des § 131 in der 
Fassung des Entwurfs ausdrücklich gesagt. Bei 
der Biersteuer handelt es sich nach dem Grund- 
gesetz um ein originäres Recht des Bundes, so 
daß für die Biersteuer das gleiche gelten muß 
wie für diejenigen Verbrauchsteuern, die dem 
Bund zufließen (§ 131 Abs. 2 Satz 3 in der 
Fassung des Entwurfs). 

6. Zu Artikel I Ziff. 7: 

Nach der bisherigen Fassung des § 202 Abs. 2 
konnten die Finanzämter zur Erzwingung 
von Anordnungen im Besteuerungsverfahren 
an Stelle von Geldstrafen für den Fall des 
Unvermögens Haftstrafen festsetzen. Lediglich 
der Vollzug der Haftstrafe lag der nach den 
allgemeinen Bestimmungen für den Vollzug 
gerichtlich erkannter Haftstrafen zuständigen 
Behörde ob. 

Der Entwurf überträgt bereits die Festsetzung 
der Erzwingungshaft dem Amtsgericht. Das 
Finanzamt soll künftig nur noch das Erzwin- 
gungsgeld fest setzen. Die Fassung des Ent- 
wurfs trägt dem rechtsstaatlichen Gedanken 
Rechnung, daß die Freiheit der Person grund- 
sätzlich nur auf Grund richterlicher Entschei- 
dung beeinträchtigt werden darf. Dieser 
Grundsatz hat für das Steuerverfahren der 
britischen Zone bereits im § 19 der Verord- 
nung Nr. 173 der Britischen Militärregierung 
Deutschland — Britisches Kontrollgebiet — 
(VOBl. BritZ S. 385) seinen gesetzlichen Aus- 
druck gefunden. 

7. Zu Artikel II Abs. 1: 

Die Vorschrift hat insbesondere für die Ge- 
werbesteuer Bedeutung. Sie berücksichtigt die 
Entwicklung der Verhältnisse im Bauwesen. 
Bisher wurde bei Bauausführungen der Begriff 
der Betriebsstätte auf die einzelne Bauausfüh- 
rung abgestellt; diese mußte die Dauer von 
zwölf Monaten überstiegen haben oder vor- 
aussichtlich übersteigen, wenn sie eine Be- 
triebsstätte begründen sollte. Künftig sollen 
auch mehrere ganz oder teilweise aufeinander- 
folgende Bauausführungen, die im einzelnen 
diese Dauer nicht übersteigen, eine Betriebs- 
stätte begründen, wenn ihre Gesamtheit diese 
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Dauer übersteigt. Es ist erforderlich, auch in 
diesen Fällen die Gemeinde, in der die Bau- 
ausführungen vorgenommen werden, an der 
Gewerbesteuer und an der Lohnsummensteuer 
zu beteiligen, um ihr einen Ausgleich für die 
Lasten zu verschaffen, die ihr durch die Bau- 
ausführungen erwachsen. 

8. Zu Artikel II Abs. 2: 

Ziffer 2 des Artikels III des Entwurfs schlagt 
eine Ermächtigung der Bundesregierung vor, 
durch Rechts Verordnung mit Zustimmung des 


Bundesrates die Begriffe „gemeinnützige, mild- 
tätige und kirchliche Zwecke“ (§§ 17 bis 19 
des Steueranpassungsgesetzes) näher zu bestim- 
men. Eine solche Ermächtigung ist mit Rück- 
sicht darauf dringend erforderlich, daß von 
vielen Seiten auf eine beschleunigte Änderung 
der Gemeinnützigkeits Verordnung von 1941 
gedrängt wird, weil die Frist zur Satzungs- 
änderung für gemeinnützige Körperschaften, 
Stiftungen und dergleichen nach den Körper- 
schaftsteuerrichtlinien am 31. Dezember 1952 
abläuft. 


Anlage 2 

DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 12. September 1952 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 22. August 1952 — 6 — 52100 
— 1788/52 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 91. Sitzung am 12. September 1952 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von ein- 
zelnen Vorschriften der Reichsabgabenordnung 
und des Steueranpassungsgesetzes 

wie aus der Anlage ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß Artikel 84 
Abs. 1 in Verbindung mit Artikel 78 des Grundgesetzes seiner 
Zustimmung bedarf. 

Anlage 


Dr. Reinhold Maier 
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BUNDESRAT 


Bonn, den 12. September 1952 


Änderungsvorschläge 

zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von einzelnen Vorschriften der Reichsabgaben- 
ordnung und des Steueranpassungsgesetzes 


1. Artikel I Ziffer 1 

In § 3 Absatz 1 werden die Worte „nach 
Artikel 106 Absätze 1 bis 3 des Grund- 
gesetzes“ gestrichen. 

Begründung: 

Die Aufzählung der Steuern in Arti- 
kel 106 GG ist nicht erschöpfend. Es fehlen 
z. B. die Reichsfluchtsteuer (Abwande- 
rungsabgabe) und das Notopfer Berlin. Die 
Bezugnahme auf das Grundgesetz ist des- 
halb zu streichen. 

2. Artikel I Ziffer 3 

Die Eingangsworte des § 14 des Entwurfs 
werden durch die folgende Fassung er- 
setzt: 

„Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrats bestimmen, 
daß . . . 

Begründung:, 

Die Zustimmungsbedürftigkeit für jede 
auf Grund Von § 14 AO ergehende 

Redits Verordnung ergibt sich aus Art. 80 
Abs. 2 GG, da diese Rechtsverordnungen 
auf Grund eines Bundesgesetzes ergehen, 
das der Zustimmung des Bundesrats bedarf 
und das wenigstens zum Teil von den 
Ländern im Aufträge des Bundes oder als 
eigene Angelegenheit ausgeführt wird. 

3. Artikel I Ziffer 4 

§ 131 erhält die folgende Fassung: 

4 131 

(1) Für einzelne Fälle können 
Steuern ganz oder zum Teil erlassen, 
erstattet oder angerechnet werden, 
wenn ihre Einziehung nach Lage dieser 
Fälle unbillig wäre. Die Befugnis zum 


Erlaß der Steuer umfaßt bei Besitz- 
und Verkehrsteuern auch das Recht, 
zuzulassen, daß die Steuer niedriger 
festgesetzt wird, oder daß einzelne Be- 
steuerungsgrundlagen, die die Steuer 
erhöhen, bei der Festsetzung der 
Steuer nicht berücksichtigt werden. Mit 
Zustimmung des Steuerpflichtigen kann 
bei Steuern vom Einkommen zugelas- 
sen werden, daß einzelne Besteuerungs- 
grundlagen, soweit sie die Steuer er- 
höhen, bei der Steuerfestsetzung erst zu 
einer späteren Zeit, und daß sie, so- 
weit sie die Steuern mindern, schon zu 
einer früheren Zeit berücksichtigt 
werden. 

(2) Für bestimmte Gruppen von 
gleichgelagerten Fällen können für die 
Anwendung des Absatzes 1 Richt- 
linien aufgestellt werden. 

(3) Die Befugnisse nach Absätzen 1 
und 2 stehen der obersten Finanzbe- 
hörde der Körperschaft, der die Steuer 
zufließt, oder den von ihr bestimm- 
ten Stellen zu. Die Befugnisse der Ge- 
meinden erstrecken sich bei den Real- 
steuern nur auf die Maßnahmen nach 
Absatz 1 Satz 1. Bei Steuern, die dem 
Bund zufließen und die von den Lan- 
desfinanzbehörden auftragsweise ver- 
waltet werden, können zum Erlaß, zur 
Erstattung oder zur Anrechnung von 
Steuern vom Bundesminister der Fi- 
nanzen nur die obersten Landes- 
finanzbehÖrden ermächtigt werden. 
Ihnen kann gestattet werden, andere 
Stellen zu ermächtigen. Die Befugnis 
zum Erlaß, zur Erstattung oder zur 
Anrechnung der Biersteuer wird von 
der obersten Landesfinanzbehörde auf 
den Bundesminister der Finanzen über- 
tragen. Bei der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer werden Richtlinien ge- 
mäß Absatz 2 von den obersten Fi- 
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nanzbehörden der Länder mit Zu- 
stimmung des Bundesministers der Fi- 
nanzen herausgegeben. Im übrigen 
bleibt § 1 des Zweiten Gesetzes über 
die Finanzverwaltung vom 15. Mai 
1952 — Bundesgesetzbl. I S. 293 — 
unberührt. 

(4) Eine Maßnahme nach Absatz 1 
Satz 3 wirkt, soweit sie die gewerb- 
lichen Einkünfte als Grundlage für die 
Festsetzung der Steuer vom Einkom- 
men beeinflußt, auch für den Gewerbe- 
ertrag als Grundlage für die Fest- 
setzung des Gewerbesteuermeßbetrages. 

(5) Für bestimmte Gruppen gleich- 
gelagerter Fälle können die Ober- 
finanzdirektionen und die Finanzämter 
zu Maßnahmen nach Absatz 1 Sätze 2 
und 3 auch durch eine allgemeine Ver- 
waltungsanordnung der Bundesregie- 
rung ermächtigt werden, die, soweit 
die Verwaltung der Steuer den Lan- 
desfinanzbehörden obliegt, mit Zu- 
stimmung des Bundesrats zu erlassen 
ist.“ 

Begründung: 

1. In Absatz 1 des Entwurfs waren die 
Worte „für bestimmte Gruppen von 
gleichgelagerten Fällen“ zu streichen. Ein 
Erlaß von Steuern für bestimmte Grup- 
pen oder für solche Gruppen von Fällen 
kommt nicht vor. Die Steuer kann aber 
für mehrere gleichgelagerte Einzelfälle, 
wenn auch in e i n e r Verfügung, erlas- 
sen werden. Wenn vom Finanzminister 
nicht die Einzelfälle genannt werden, 
sondern nur die Art der Fälle umschrie- 
ben wird, so handelt es sich nicht um 
einen Erlaß, sondern um eine Ermächti- 
gung der Oberfinanzdirektionen oder 
der Finanzämter, ihrerseits den Erlaß 
in den bestimmten Fällen auszusprechen. 

2. Nach dem Entwurf haben die Landes- 
finanzminister bei den dem Bund zu- 
fließenden Steuern, die von den Landes- 
finanzbehörden auftragsweise verwaltet 
werden, nicht die Befugnis, die Steuern 
selbst zu erlassen. Die Neufassung er- 
teilt ihnen diese Befugnis. 

3. Der Entwurf gibt das Recht, die Steuer 
niedriger festzusetzen oder einzelnen 
Besteuerungsgrundlagen, die die Steuer 
erhöhen, bei der Festsetzung der Steuer 
nicht zu berücksichtigen, auch den Ge- 


meinden. Eine solche Regelung ist 
nicht tragbar. Die Gemeinden müssen 
die Gewerbesteuer so festsetzen, wie sie 
sich aus dem Steuermeßbetrag und dem 
Hebesatz ergibt; sie können nur die fest- 
gesetzte Steuer erlassen. 

4. Die Befugnis zum Erlaß, zur Erstattung 
oder zur Anrechnung der Biersteuer 
steht originär nicht dem Bund, sondern 
den Ländern zu. Es erscheint zweck- 
mäßig, die danach erforderliche Ermäch- 
tigung des Bundesministers der Finanzen 
zum Erlaß, zur Erstattung und zur An- 
rechnung der Biersteuer schon im Gesetz 
auszusprechen. 

5. Es erscheint zweckmäßig klarzustellen, 
daß die Finanzämter in Landessteuer- 
sachen durch eine mit Zustimmung des 
Bundesrats zu erlassende allgemeine Ver- 
waltungsanordnung ermächtigt werden 
können, in Fällen bestimmter Art die 
Steuer aus Billigkeitsgründen niedriger 
festzusetzen, als es an sich dem Gesetz 
entspricht. Eine solche Regelung ent- 
spricht der tatsächlichen Übung. Der 
dem Entwurf hinzugefügte § 131 Ab- 
satz 5 trägt diesem Bedürfnis Rechnung. 

Zu § 131 Abs. 2 Satz 3 der Regierungs- 
vorlage (§ 131 Abs. 3 Satz 5 der vom 
Bundesrat vorgeschlagenen Fassung) nimmt 
der Bundesrat weiterhin wie folgt Stel- 
lung: 

Es ist fraglich, ob die Befugnis zum Er- 
laß, zur Erstattung oder Anrechnung einer 
Steuer ein Ausfluß der Ertragshoheit oder 
der Verwaltungshoheit der Steuer ist. Der 
Bundesrat konnte diese Frage nicht ab- 
schließend entscheiden. Erachtet man die 
Zuständigkeit zum Erlaß, zur Erstattung 
oder zur Anrechnung einer Steuer als Aus- 
fluß der Ertragshoheit einer Steuer (so 
§ 131 Abs. 2 Satz 1 AO in der Fassung 
des Entwurfs), so würden bei der Bier- 
steuer diese Zuständigkeiten bei den Län- 
dern liegen, da der Ertrag der Biersteuer 
gemäß Artikel 106 Abs. 1 und 2 GG den 
Ländern zufließt. In diesem Falle könnten 
diese Zuständigkeiten nicht im Wege eines 
einfachen Gesetzes durch den Bund in An- 
spruch genommen oder auf den Bund über- 
tragen werden. Es könnte lediglich im 
Wege und nach Maßgabe entsprechender 
V erwaltungsvereinbarungen diese Befug- 
nis zwar nicht ihrem Rechtsgrund nach, 
wohl aber zur Ausübung, Bundesfinanz- 
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behörden eingeräumt werden. Von hier aus 
ergeben sich Bedenken sowohl gegen die 
Fassung der Regierungsvorlage als auch 
gegen die oben vorgeschlagene Fassung 
(§ 131 Abs. 3 Satz 5). Zu einem anderen 
Ergebnis würde man gelangen, wenn man 
allgemein oder bei einzelnen Steuern (hier 
etwa bei der Biersteuer) die Zuständigkeit 
zum Erlaß, zur Erstattung oder zur An- 
rechnung von Steuern als Ausfluß der Ver- 
waltungshoheit erachtet (Art. 108 Abs. 1 
Satz 1 GG in Verbindung mit § 13 des 
Gesetzes über die Finanzverwaltung vom 
6. September 1950, Bundesgesetzbl. S. 448). 

4. Artikel I Ziffer 6 

a) Dem § 202 Absatz 1 wird der folgende 
Satz angefügt: 

„Die gleiche Befugnis steht den Ge- 
meinden bei der Verwaltung der 
Realsteuern zu.“ 

Begründung: 

Die Bestimmung erscheint zur Klar- 
stellung zweckmäßig. 

b) In § 202 Absatz 2 wird in Satz 2 das 
Wort „dauernden“ durch das Wort 
„gewöhnlichen“ ersetzt. 

Begründung: 

Die Änderung trägt dem Sprach- 
gebrauch des Steueranpassungsgesetzes 
Rechnung (§ 14 StAnpG). 

c) § 202 Absatz 2 vorletzter Satz („Kann 
das Erzwingungsgeld .... unterbleibt“) 
wird gestrichen. 

Begründung: 

Der Steuerpflichtige hat die Möglich- 
keit, die Flandlung, zu deren Vor- 
nahme er durch das Erzwingungsgeld 
angehalten werden soll, vorzunehmen. 
Unterläßt er das, so erscheint es nicht 
angebracht, ihn durch den Verzicht auf 
die Vollstreckung der Erzwingungshaft 
zu belohnen. 

Zu § 202 Abs. 2 in der Fassung der Re- 
gierungsvorlage nimmt der Bundesrat wei- 
terhin wie folgt Stellung: 

Die in § 202 Abs. 2 vorgesehene Regelung 
begegnet schwerwiegenden Bedenken aus 
Art. 104 Abs. 2 GG. Insbesondere er- 
scheint mit dieser Bestimmung nicht ver- 


einbar, daß die rechtskräftige Festsetzung 
des Erzwingungsgeldes für das Amts- 
gericht bindend sein soll. Weiterhin muß 
noch näher bestimmt werden, nach wel- 
chen Vorschriften sich das Verfahren rich- 
ten soll (ob etwa nach den Bestimmungen 
der ZPO oder nach denen des FGG). Auch 
die Terminologie wäre der in dem Ent- 
wurf eines Gesetzes über das gerichtliche 
Verfahren bei Freiheitsentziehungen anzu- 
gleichen. 

Schließlich bedarf die Frage der Kosten 
des Verfahrens und des Haftvollzuges 
einer Regelung. 

5. Artikel II 

Die Überschrift ist der Überschrift des Ar- 
tikels I anzupassen. Außerdem erhält der 
Artikel II eine Einleitung, die der Einlei- 
tung des Artikels I entspricht. 

Begründung: 

In Artikel II fehlt die Einleitung, wie sie 
dem Artikel I beigegeben ist. Außerdem 
entspricht die Formulierung der Überschrift 
nicht der des Artikels I. Eine gleichmäßige 
Formulierung erscheint angebracht. 

6. Artikel II Absatz 1 

§ 16 Absatz 2 Ziffer 3 erhält die folgende 
Fassung: 

„3. Bauausführungen, wenn die Dauer 
der einzelnen Bauausführungen oder 
mehrere ohne Unterbrechung aufeinan- 
der folgender Bauausführungen in einer 
Gemeinde 6 Monate überstiegen . hat 
oder voraussichtlich übersteigen wird.“ 

Begründung: 

Die Neufassung dient der Klarstellung. 

7. Artikel II Absatz 2 

Im § 19 a wird hinter der Ziffer 19 ein- 
gefügt: 

„und die Voraussetzungen der damit 
verbundenen Vergünstigungen.“ 

Begründung: 

Es erscheint zweckmäßig, die Bundesregie- 
rung zu ermächtigen, auch die Vorausset- 
zungen der mit den gemeinnützigen, mild- 
tätigen und kirchlichen Zwecken verbunde- 
nen Vergünstigungen näher zu bestimmen. 
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8. Berlin-Klausel 

Dem Entwurf ist in Art. IV der Regie- 
rungsvorlage der folgende Satz 2 anzu- 
fügen: 

„Es gilt nach Maßgabe der §§12 und 
14 des Gesetzes über die Stellung des 
Landes Berlin im Finanzsystem des 


Bundes (Drittes Uberleitungsgesetz) 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1) auch im Land Berlin.“ 

Begründung: 

Eine Berlin-Klausel fehlt, ist jedoch not- 
wendig. 


Anlage 3 

Stellungnahme der Bundesregierung 

zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
von einzelnen Vorschriften der Reichsabgabenordnung und des Steueranpassungsgesetzes 


Die Bundesregierung nimmt zu den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates wie folgt 
Stellung: 

L Zu Artikel I Ziff. 1 

Der Bundesrat schlägt vor, im § 3 Abs. 1 
die Worte „nach Artikel 106 Absätze 1 
bis 3 des Grundgesetzes“ zu streichen. Die 
Bundesregierung ist damit einverstanden, 
hält es im Interesse der Klarstellung der 
Rechtslage aber für geboten, in dem neuen 
§ 3 Abs. 1 auch darauf hinzuweisen, daß 
es sich hier nur um öffentlich-rechtliche 
Abgaben handelt, die nach Artikel 105 
Absätze 1 und 2 des Grundgesetzes der 
Gesetzgebung des Bundes unterliegen. Der 
neue § 3 Abs. 1 wird, wie folgt, zu lauten 
haben: 

„§ 3 

(1) Die Reichsabgabenordnung gilt 
für alle öffentlich-rechtlichen Abgaben, 
die nach Artikel 105 Absätzen 1 und 2 
des Grundgesetzes der Gesetzgebung 
des Bundes unterliegen und durch 
Bundesfinanzbehörden oder durch Lan- 
desfinanzbehörden verwaltet werden.“ 

2. Zu Artikel I Ziff. 3 

Der Bundesrat schlägt vor, die Eingangs- 
worte des § 14 des Entwurfs durch die 
folgende Fassung zu ersetzen: 


„Der Bundesminister der Finanzen 
kann durch Rechtsverordnung mit Zu- 
stimmung des Bundesrats bestimmen, 
daß . . .“. 

Die Bundesregierung ist hiermit nicht ein- 
verstanden. Sie empfiehlt, die ursprüng- 
lich vom Finanzausschuß des Bundesrates 
vorgeschlagene Fassung wieder herzu- 
stellen. Danach wird der bisherige Text 
des Entwurfs Absatz 1. In diesem Absatz 
werden in der Einleitung die Worte „so- 
weit nach Artikel 80 Abs. 2 oder 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, mit 
Zustimmung des Bundesrates,“ gestrichen; 
§ 14 erhält den folgenden Absatz 2: 

„(2) Die Rechtsverordnungen bedür- 
fen der Zustimmung des Bundesrates, 
soweit ein Gesetz, das die Steuer 
regelt, nach Artikel 105 Abs. 3 des 
Grundgesetzes der Zustimmung des 
Bundesrates bedürfen würde.“ 

Die von der Bundesregierung vorgeschla- 
gene Regelung ist nach Artikel 80 Abs. 2 
des Grundgesetzes (schon wegen der Worte 
„vorbehaltlich anderweitiger bundesgesetz- 
licher Regelung“) zulässig. 

3. Zu Artikel I Ziff. 5 

(in der Anlage zum Schreiben des Herrn 
Präsidenten des Bundesrates vom 12. Sep- 
tember 1952 als Ziffer 4 bezeichnet) 
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Nach dem Vorschlag des Bundesrates er- 
hält § 131 die folgende Fassung: 

„§131 

(1) Für einzelne Fälle können Steu- 
ern ganz oder zum Teil erlassen, er- 
stattet oder angerechnet werden, wenn 
ihre Einziehung nach Lage dieser Fälle 
unbillig wäre. Die Befugnis zum Er- 
laß der Steuer umfaßt bei Besitz- und 
Verkehrsteuern auch das Recht, zuzu- 
lassen, daß die Steuer niedriger fest- 
gesetzt wird, oder daß einzelne Be- 
steuerungsgrundlagen, die die Steuer 
erhöhen, bei der Festsetzung der Steuer 
nicht berücksichtigt werden. Mit Zu- 
stimmung des Steuerpflichtigen kann 
bei Steuern vom Einkommen zuge- 
lassen werden, daß einzelne Be- 
steuerungsgrundlagen, soweit sie die 
Steuer erhöhen, bei der Steuerfest- 
setzung erst zu einer späteren Zeit, 
und daß sie, soweit sie die Steuern 
mindern, schon zu einer früheren Zeit 
berücksichtigt werden. 

(2) Für bestimmte Gruppen von 
gleichgelagerten Fällen können für die 
Anwendung des Absatzes 1 Richtlinien 
aufgestellt werden. 

(3) Die Befugnisse nach Absätzen 1 
und 2 stehen der obersten Finanz- 
behörde der Körperschaft, der die 
Steuer zufließt, oder den von ihr be- 
stimmten Stellen zu. Die Befugnisse 
der Gemeinden erstrecken sich bei den 
Realsteuern nur auf die Maßnahmen 
nach Absatz 1 Satz 1. Bei Steuern, die 
dem Bund zufließen und die von den 
Landesfinanzbehörden auftragsweise 
verwaltet werden, können zum Erlaß, 
zur Erstattung oder zur Anrechnung 
von Steuern vom Bundesminister der 
Finanzen nur die obersten Landes - 
finanzbehörden ermächtigt werden. 
Ihnen kann gestattet werden, andere 
Stellen zu ermächtigen. Die Befugnis 
zum Erlaß, zur Erstattung oder zur 
Anrechnung der Biersteuer wird von 
der obersten Landesfinanzbehörde auf 
den Bundesminister der Finanzen über- 
tragen. Bei der Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuer werden Richtlinien ge- 
mäß Absatz 2 von den obersten Finanz- 
behörden der Länder mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen her- 
ausgegeben. Im übrigen bleibt § 1 des 
Zweiten Gesetzes über die Finanzver- 


waltung vom 15. Mai 1952 — Bun- 
desgesetzbl. I S. 293 — unberührt. 

(4) Eine Maßnahme nach Absatz 1 
Satz 3 wirkt, soweit sie die gewerb- 
lichen Einkünfte als Grundlage für die 
Festsetzung der Steuer vom Einkom- 
men beeinflußt, auch für den Gewerbe- 
ertrag als Grundlage für die Fest- 
setzung des Gewerbesteuermeßbetrages. 

(5) Für bestimmte Gruppen gleich- 
gelagerter Fälle können die Oberfinanz- 
direktionen und die Finanzämter zu 
Maßnahmen nach Absatz 1 Sätze 2 und 
3 auch durch eine allgemeine Verwal- 
tungsanordnung der Bundesregierung 
ermächtigt werden, die, soweit die Ver- 
waltung der Steuer den Landesfinanz- 
behörden obliegt, mit Zustimmung des 
Bundesrats zu erlassen ist.“ 

Bedenken bestehen nur gegen die vom 
Bundesrat vorgeschlagene Fassung des 
neuen Absatzes 3, und zwar auf Grund 
des Artikels 108 Abs. 1 Satz 1 in Verbin- 
dung mit Artikel 105 Abs. 2 Ziff. 1 GG 
hinsichtlich der Biersteuer. Die genannten 
Vorschriften weisen die Verwaltung der 
Biersteuer dem Bund zu, um hierdurch die 
gleichmäßige Verwaltung der Steuer im 
Bundesgebiet zu gewährleisten und damit 
gleiche Wettbewerbsgrundlagen für die 
Brauereien des Bundesgebietes zu sichern. 
Zur Verwaltung gehört auch die Befugnis 
zum Erlaß, zur Erstattung oder zur An- 
rechnung von Steuern, da ohne diese Be- 
fugnisse eine geordnete Verwaltung nicht 
möglich ist. Billigkeitsmaßnahmen gehören 
ebenso zu einer geordneten Verwaltung 
wie andere Maßnahmen, die die Verwal- 
tung im Rahmen pflichtgemäßen Ermes- 
sens zu treffen hat, wie z. B. die Schätzung 
der Besteuerungsgrundlagen, die Stundung, 
die Niederschlagung. 

In diesem Zusammenhang ist die Bemer- 
kung des Rechtsausschusses des Bundesrates 
zu Punkt 9 der Tagesordnung der 91. Sit- 
zung des Bundesrates am 12. September 
1952 in Ziffer 2 aE. beachtlich, wonach 
zu erwägen ist, ob die Zuständigkeit zum 
Erlaß, zur Erstattung oder Anrechnung 
von Steuern als Ausfluß der Verwaltungs- 
hoheit anzusehen ist. Es ist nicht von der 
Hand zu weisen, daß die Gesamtlösung 
sich vereinfacht, wenn man in der Frage 
der Zuständigkeit zum Erlaß allgemein 
von der Verwaltungshoheit ausgeht. 
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Die Bundesregierung schlägt von diesem 
Gesichtspunkt ausgehend, folgende Fassung 
des § 131 Abs. 3 vor, die im Grundsatz 
auf die Verwaltungshoheit abstellt und 
nach dem GG zulässige Ausnahmen nur 
für die Fälle der Auftrags Verwaltung und 
für diejenigen Fälle macht, in denen Lan- 
desfinanzbehörden Gemeindesteuern ganz 
oder zum Teil verwalten: 

„(3) Die Befugnisse nach den Ab- 
sätzen 1 und 2 stehen der obersten 
Finanzbehörde der Körperschaft, die 
die Steuer verwaltet, oder den von ihr 
bestimmten Stellen zu. Bei Steuern, die 
ganz oder zum Teil dem Bund zu- 
fließen und deren Verwaltung vom 
Bund insoweit den Ländern als Auf- 
tragsverwaltung übertragen worden 
ist, können die Befugnisse nach den 
Absätzen 1 und 2 nur mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen aus- 
geübt werden, soweit dieser nicht auf 
das Recht der Zustimmung verzichtet. 
Bei der Einkommen- und der Körper- 
schaftsteuer werden Richtlinien gemäß 
Absatz 2 von den obersten Finanz- 
behörden der Länder mit Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen her- 
ausgegeben. § 1 des Zweiten Gesetzes 
über die Finanzverwaltung vom 15. Mai 
1952 — Bundesgesetzbl. I S. 293 — 
bleibt unberührt. Bei Steuern, die von 
Bundes- oder von Landesfinanzbehör- 
den ganz oder zum Teil verwaltet wer- 
den, jedoch weder dem Bund noch den 
Ländernzufließen, stehen die Befugnisse 
nach Absatz 1 den öffentlich-recht- 
lichen Körperschaften zu, für deren 
Rechnung die Steuern erhoben wer- 
den. Die Befugnisse der Gemeinden 
erstrecken sich bei den Realsteuern 
nur auf die Maßnahmen nach Ab- 
satz 1 Satz l. cc 

4. Zu Artikel I Ziff. 6 

Keine Bedenken bestehen gegen die Vor- 
schläge des Bundesrates, dem § 202 Abs. 1 
einen Satz des Inhalts anzufügen, daß die 
gleiche Befugnis den Gemeinden bei der 
Verwaltung der Realsteuern zusteht, sowie 
im § 202 Abs. 2 Satz 2 das Wort „dauern- 
den" durch das Wort „gewöhnlichen" zu 
ersetzen. Es werden auch keine Einwen- 
dungen dagegen erhoben, daß § 202 Abs. 2 
vorletzter Satz („Kann das Erzwingungs- 
geld . . . unterbleibt") gestrichen wird. 


Der Bundesrat hat weiternin zu § 202 
Abs. 2 des Entwurfs wie folgt Stellung 
genommen: 

„Die in § 202 Abs. 2 vorgesehene 
Regelung begegnet schwerwiegenden 
Bedenken aus Artikel 104 Abs. 2 GG. 
Insbesondere erscheint mit dieser Be- 
stimmung nicht vereinbar, daß die 
rechtskräftige Festsetzung des Erzwin- 
gungsgeldes für das Amtsgericht bin- 
dend sein soll. Weiterhin muß noch 
näher bestimmt werden, nach welchen 
Vorschriften sich das Verfahren richten 
soll (ob etwa nach den Bestimmungen 
der ZPO oder nach denen des FGG). 
Auch die Terminologie wäre der” in 
dem Entwurf eines Gesetzes über das 
gerichtliche Verfahren bei Freiheits- 
entziehungen anzugleichen. Schließlich 
bedarf die Frage der Kosten des Ver- 
fahrens und des Haft Vollzuges einer 
Regelung." 

Die Bundesregierung schlägt vor, den Be- 
denken des Bundesrates aus Artikel 104 
Abs. 2 des Grundgesetzes dadurch Rech- 
nung zu tragen, daß der Satz 2 des Ab- 
satzes 2 des § 202 entsprechend umge- 
staltet wird. Wenn die Entscheidung über 
die Umwandlung in Erzwingungshaft dem 
Amtsgericht zusteht, so kann es in Fällen 
erheblicher Härte die Umwandlung auch 
ablehnen. 

Dagegen empfiehlt es sich, den bisherigen 
Satz 3 des § 202 Abs. 2 des Entwurfs auf- 
recht zu erhalten. Das liegt im Interesse 
der Rechtssicherheit. Durch eine Streichung 
des Satzes dürfte sich an der Rechtslage 
allerdings kaum etwas ändern, auch nicht 
aus dem Gesichtsounkt des Artikels 104 
Abs. 2 des Grundgesetzes. Der Strafrichter 
ist nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen in 
der rein steuerlichen Frage der Berechti- 
gung der Festsetzung des Erzwingungs- 
geldes nicht nochmals prüfungsberechtigt. 
Dieses Prüfungsrecht hat die Finanz- 
behörde und im Falle der Einlegung eines 
Rechtsmittels durch den Steuerpflichtiger 
das Finanzgericht und der Bundesfinanz 
hof. Verzichtet der Steuerpflichtige auf 
Rechtsmittel — auch dadurch, daß er in- 
nerhalb der Rechtsmittelfrist kein Rechts- 
mittel einlegt — , so ändert das nichts dar- 
an, daß er die Möglichkeit der gericht- 
lichen Nachprüfung hatte. Ein doppelter 
Rechtsweg (Finanzrechtsweg und Rechts- 
weg an das Strafgericht) hinsichtlich der 
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steuerlichen Frage kann vom Gesetz nicht 
gewollt sein; er wäre auch nraktisch nicht 
durchführbar. Auf Grund des im vorigen 
Absatz Ausgeführten steht in jedem Falle 
die Entscheidung über die Umwandlung 
einem Richter (dem Amtsgericht) zu. 

Den weiteren Vorschlägen des Bundesrates 
zu § 202 Abs. 2 wird Rechnung zu tragen 
sein. Die Bundesregierung schlägt demge- 
mäß die folgende neue Fassung des § 202 
Abs. 2 vor: 

„(2) Das einzelne Erzwingungsgeld 
darf 5 000 DM nicht übersteigen. Wird 
das Erzwingungsgeld gegen natürliche 
Personen festgesetzt, so wird es im Fall 
der Uneinbringlichkeit auf Antrag des 
Finanzamts durch Beschluß des Amts- 
gerichts nach pflichtgemäßem Ermes- 
sen in eine Erzwingungshaft um- 
gewandelt; die Entscheidung steht 
dem Amtsgericht zu, in dessen 
Bezirk der Steuerpflichtige seinen 
Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. Die rechtskräftige Fest- 
setzung des Erzwingungsgeldes ist für 
das Amtsgericht bindend. Die Erzwin- 
gungshaft ist durch das Amtsgericht 
zu vollstrecken; sie darf vier Wochen 
nicht übersteigen. Innerhalb dieses Rah- 
mens ist ihre Dauer nach pflichtge- 
mäßem Ermessen zu bestimmen. Ist 
Erzwingungshaft mehrfach zu voll- 
strecken, so hat das Amtsgericht, das 
die höchste Erzwingungshaft ausge- 
sprochen hat, eine einheitliche Haft 
festzusetzen; diese besteht in einer Er- 
höhung der verwirkten höchsten Haft 
und darf drei Monate nicht über- 
steigen. Die Vollstreckung der Erzwin- 
gungshaft ist nicht fortzusetzen, wenn 
der Schuldner die Anordnung nunmehr 
befolgt. Das Verfahren des Amts- 
gerichts und die Frage der Kosten des 
Verfahrens und des Haftvollzuges be- 
urteilen sich sinngemäß nach den Vor- 
schriften des Gesetzes über die Ange- 
legenheiten der Freiwilligen Gerichts- 
barkeit vom 17. Mai 1898 in der zur- 
zeit geltenden Fassung. Wenn der An- 


spruch auf das Erzwingungsgeld ver- 
jährt ist, darf die Haft nicht mehr 
vollstreckt werden.“ 

5. Zu Artikel II 

Dem Wunsch des Bundesrates Rechnung 
tragend schlägt die Bundesregierung die 
folgende Überschrift und Einleitung des 
Artikels II vor: 

„Artikel II 

Änderung des Steueranpassungsgesetzes 

Das Steueranpassungsgesetz vom 
16. Oktober 1934 (Reichsgesetzbl. I 
‘ S. 925) in der zurzeit geltenden Fas- 
sung wird wie folgt geändert: 

1. § 16 Abs. 2 Ziff. 3 erhält die fol- 
gende Fassung: 


2. Hinter § 19 wird folgender § 19 a 
eingefügt: 


Gegen die Änderungsvorschläge des Bun- 
desrates zu den Ziffern (bisher: Absätze) 
1 und 2 bestehen keine Bedenken. 

6. Zu Artikel IV 

Gegen die Einfügung einer Berlin-Klausel 
bestehen keine Bedenken, obwohl diese 
Klausel nach § 12 Abs. 1 des Gesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
nicht erforderlich ist. Dagegen spricht § 14 
des Gesetzes nur von Durchführungsver- 
ordnungen und bedarf daher hier keiner 
Erwähnung. 

Die Bundesregierung schlägt somit vor, 
dem Artikel IV den folgenden Absatz 2 
hinzuzufügen: 

„(2) Es gilt nach Maßgabe des 5 12 
des Gesetzes über die Stellung des Lan- 
des Berlin im Finanzsystem des Bun- 
des (Drittes Überleitungsgesetz) vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S, 1) 
auch im Land Berlin.“ 
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